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Beschwerde Nr. 0429-2003-ADB vom 27.2.2003








Sehr geehrter Herr Södermannn,





mit Schreiben vom 19.3.2003 teilen Sie uns mit, dass Sie unsere Beschwerde 0429-203-ADB nicht bearbeiten können, weil Sie den Gegenstand unserer Beschwerde nicht erkennen können. Dies ist nicht nur für uns nicht zu verstehen oder gar nachzuvollziehen.





In Kurzform:





Wir, aber auch andere deutsche betroffene Bürger, legten Beschwerde/Petition bei der EU-Kommission ein gegen die seit Juli 2000 von den deutschen Politikern praktizierte schnelle und langsame Ausrottung ausländischer Hunderassen, die man aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten willkürlich als Kampfhunde abstempelt. Hunderttausende verantwortungsvolle Hundehalter und ihre Hunde sind davon betroffen. Die EU-Kommission wurde um Hilfe gebeten. Bisher leider vergeblich.


EU-Kommissar Byrne forderte den Nachweis der Gefährlichkeit für diese Hunde von der deutschen Bundesregierung. Nach unserem Wissen wurden bis heute diese geforderten Unterlagen nicht eingereicht.


Es wurde ein Bundesgesetz verabschiedet, das sowohl die Grundrechte der Menschen einschränkt, die sich wagen, einen Hund dieser willkürlich als gefährlich abgestempelten Rassen zu halten, als auch eindeutige Verstöße gegen EU-Recht enthält.


Seit Monaten teilt einerseits die EU-Kommission mit, dass sie die Akte schließen wird, (s. auch als Beispiele erneut mitgesandte Anlagen), zeitgleich dazu verspricht man Prüfung.


Es wurden Beispiele der eindeutigen EU-Rechtsverletzungen gegenüber der EU-Kommission benannt, trotzdem wird man nicht tätig. Man lässt sowohl die deutschen betroffenen EU-Bürger völlig im Stich - schon das dritte Jahr. Man unternimmt offensichtlich nichts gegen die vorsätzlichen Verstöße deutscher Politiker gegen EU-Recht.


Es drängt sich auch die Frage auf, ob es Abstimmungen zwischen deutschen und EU-Politikern gegeben hat (auch gerichtet gegen die deutsche Bevölkerung?), um nichts gegen die eindeutigen, vorsätzlichen Verstöße gegen EU-Recht tun zu müssen.


Da die bei der EU-Kommission eingereichten Beschwerden - sowohl von anderen Bürgern als auch von uns, leider haben sich nicht die vielen hunderttausende Bürger an die EU-Kommission gewandt, die meisten sind nämlich regelrecht fertig und/oder mundtot gemacht worden - auch im Hinblick auf die Verstöße von EU-Recht offensichtlich unberücksichtigt bleiben sollen, reichten wir sowohl dem Präsidenten der EU-Kommission als auch dem Europäischen Bürgerbeauftragten Beschwerde über diese nicht nachvollziehbare und EU-Verstöße begünstigende Entscheidung der EU-Kommission ein. Die EU-Kommission hätte aufgrund
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der vielen und eindeutig aussagekräftigen Informationen tätig werden müssen, mindestens im Hinblick auf die Verletzung von EU-Recht, aber auch in anderer Hinsicht, um diese Ausrottung der Hunde und die Verbrechen gegen die Menschen, die den eigenen Politikern regelrecht ausgeliefert sind, stoppen zu helfen. Aber es geschah offenbar nichts.


Dies wird auch deutlich aus der Aussage des Kanzlers Schröder: „Bei Erarbeitung des Entwurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung gefährlicher Hunde hat die Bundesregierung die Zulässigkeit des Vorhabens überprüft und die Vereinbarkeit mit dem EU-Recht festgestellt. Der Gesetzentwurf wurde ferner im Rahmen des vorgesehenen Verfahrens der Europäischen Kommission notifiziert. Weder diese noch einzelne Mitgliedstaaten haben EU-rechtliche Beanstandungen erhoben.“ - 13.02.2003 (Diese angebliche Vereinbarkeit mit EU-Recht bezweifeln nicht nur wir sehr stark.)





Und dies zu einem Zeitpunkt, wo die EU-Kommission über das ganze Dilemma bereits informiert war, die Verstöße gegen das EU-Recht in verschiedenerlei Hinsicht bekannt waren, der von Kommissar Byrne geforderte Nachweis von den deutschen Politikern nicht erbracht wurde, was offensichtlich auch bei der EU-Kommission Akzeptanz fand.





Wir machen auch auf die erneut beigefügte Information zu den verschiedenen EU-Rechtsverletzungen im Zusammenhang mit der von deutschen Politikern schnell und langsam betriebenen Ausrottungskampagne nochmals aufmerksam.





Parallel dazu zitieren wir Rechtsanwalt Küttner, Düsseldorf, Januar 2003:





„Gleichheitsgrundsatz und Europarecht verletzt“


„Unrecht wird nicht dadurch zu Recht, dass eine Verordnung in ein Gesetz geändert wird. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinen Pressemitteilungen und Urteilen erhebliche Bedenken bezüglich der Verletzung des verfassungsgemäßen Gleichheitsgrundsatzes aufgrund der Nichterfassung des Deutschen Schäferhundes geäußert. Zusätzlich sehen wir einen Verstoß gegen Artikel 28 des EG-Vertrages, da überwiegend Hunderassen aus dem europäischen Ausland von der Gesetzgebung betroffen sind. Diese Argumentation werden wir für die Kläger, deren Hunde im Landeshundegesetz erfasst bleiben, weiter vortragen.“ RA Dr. J. Küttner, Düsseldorf, Januar 2003





Wir sind selbstverständlich der Meinung, dass der berechtigte Beschwerdegrund eindeutig aus den Ihnen eingereichten Unterlagen inklusive Beschwerde an den Präsidenten Prodi hervorgeht, ebenso gegen wen die Beschwerde gerichtet ist: Gegen die EU-Kommission bzw. deren für hunderttausende EU-Bürger nicht nachvollziehbare Entscheidung „die Akte zu schließen“, die zahlenden deutschen EU-Bürger völlig im Stich zu lassen und alle Zehne gerade sein zu lassen im Hinblick auf vorsätzliche Verstöße gegen das EU-Recht.





Selbstverständlich sind bei den unterschiedlichsten Gerichtsbarkeiten in Deutschland Verfahren abgeschlossen oder noch anhängig. Gefälligkeitsurteile, da die Justiz wohl überwiegend fest im Giff der Politiker zu sein scheint, waren anfangs die Regel, sind allerdings auch jetzt noch keine Seltenheit. Inzwischen wurden einige Urteile gefällt, die Hoffnung schöpfen lassen, dass doch noch nicht alle Justizbehörden abhängig sind, Urteile, die eindeutig aussagten, dass die Gefährlichkeit der Hunde eben nicht an ihrer Rasse festgemacht werden kann. Das stört allerdings die deutschen Politiker kaum, denn man wurschtelt gerade so wie seit Juli 2000 weiter, gegen die eigene Bevölkerung, gegen die unschuldigen Hunde, die zu tausenden Opfer wurden, viele davon Todesopfer, man schikaniert und zockt verantwortungsvolle Hundehalter in unverschämtester Weise, z.B. auch mit extrem vervielfachter Steuer für deren Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit ab, verstößt weiter vorsätzlich gegen EU-Recht.





Aber damit noch nicht genug, die Ächtung der Menschen mit den willkürlich rassendiskriminierten Hunden geht auch im Ausland weiter, z.B. Frankreich - ebenfalls EU-Partner - versperrt für solche willkürlich rassendiskriminierten Hunde den Transitweg. Ebenfalls eine deutliche Verletzung des EU-Gemeinschaftsrechts, wogegen offensichtlich nichts unternommen wird.





Auch in Bezug auf die vielen hunderten gemordeten Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit stellt sich die Frage, ob durch die deutschen Politiker nicht gegen EU-Tierschutzrichtlinien verstoßen wurde. Tausende von 
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diesen willkürlich rassendiskriminierten Hunden sitzen noch in ihren Gefängnissen ohne eine Chance der Vermittlung, weil die deutschen Politiker in wirklich hinterhältiger Manier fast jede Chance auf Vermittlung dieser Tiere verbaut haben. Dafür taucht dann aber immer wieder die Forderung dieser für dieses tausendfache Leid verantwortlichen Politiker auf, diese Tiere aus Kostengründen töten zu lassen.





Betroffene Hundehalter, die sich gegen diesen Staatsterror - anders lässt sich dies wohl gar nicht mehr bezeichnen - wehren, auch an ihre sog. Volksvertreter wenden, werden auf unterschiedlichste Art schikaniert und fertig gemacht, auch mittels Anzeigen, die mit immensen Aufwand von den Betroffenen widerlegt werden müssen, oder auch unter der Beschuldigung „Volksverhetzung“, fast ohne die Möglichkeit, sich dagegen zu wehren. Viele Menschen, auch Bürgerinitaitiven, Vereine reichten Klagen ein, noch mehr Menschen leider nicht, schafften es nicht, sich gegen diesen Terror der deutschen Politiker und ihrer behördlichen Handlanger zu wehren. Hnde wurden vor den Augen der Kinder gemordet oder auf offener Straße oder in Wohnungen zerschossen.





Menschen verloren ihre Grundrechte, ihre Gesundheit, ihre Wohnung und/oder ihre Tiere, aber auch ihr Leben. Hundehalter wurden getötet in Folge dieses vorsätzlich provozierten und praktizierten Hundehasses, den deutsche Politiker unter dem Vorwand angeblichen Schutzes und Sicherheit, die lediglich eine Scheinsicherheit ist, schamlos mittels Lug und Trug praktizieren.





Aber all dies geht eindeutig aus den sowohl der EU-Kommission permanent eingereichten Unterlagen und den Ihnen eingereichten Unterlagen/Schilderungen hervor.





Beschwerdeführende sind Martina und Jürgen Gerlach und jeder, der sich an Sie wendet, um sich dieser Beschwerde anzuschließen oder der bereits - wie auch Ihnen bereits vorliegend - Beschwerde bei der EU-Kommission eingereicht hatte.





Da diese ganze und erschütternde Problematik unzählige Bürger in fast ganz Deutschland betraf und betrifft (ausgenommen ist lediglich das Bundesland Thüringen), ist gegen eine öffentliche Bearbeitung nichts einzu wenden.





Hier noch einige deutliche Worte zum zwangsläufigen Erleben/Empfinden der völlig im Stich gelassenen - oder verratenen? - EU-Bürger: Ganz offensichtlich sind doch die deutschen EU-Bürger nur zum Zahlen gut, sollten sie aber Hilfe benötigen oder sind Verstößen, verursacht von Politikern, entgegenzuwirken, sind den angesprochenen Politikern, hier auf EU-Ebene, die Hände gebunden. Was glauben Sie wohl, wie ernst dann noch die Verantwortlichen der EU genommen werden können? Was glauben Sie wohl, welches Vertrauen man noch in diese horrend bezahlten Volksvertreter auf EU-Ebene haben kann, wenn all dieses Vorgehen gegen Menschen und Tiere, gepaart mit vorsätzlichen EU-Rechtsverstößen ungehindert, eher noch begünstigt möglich sind? Läuft es denn auch zwischen diesen Ebenen nur nach dem „Krähenprinzip“? Haben denn die deutschen Politiker einen Freibrief für alles, auch gegenüber dem EU-Recht?





Wir bitten erneut um Bearbeitung dieser Beschwerde, auch anhand der Ihnen bereits eingereichten, sehr wohl aussagefähigen Unterlagen. Weitere ebenfalls ausführliche Unterlagen liegen der EU-Kommission, gegen die diese Beschwerde gerichtet ist, vor. Aber wir können Ihnen auch noch sehr viel mehr Unterlagen einreichen, falls es nötig sein sollte.





Hochachtungsvoll











Anlagen


S. 1 Schreiben an Herrn Prodi vom 27.2.2003


Schreiben mit Anlage vom 10.11.2002


Bescheid von Europ. Kommission an Gerlachs vom 16.12.2002


Schreiben von Europ. Kommission an Frau Dettling vom 16.12.2002


Schreiben von Europ. Kommission an Frau Dettling vom 13.2.2003


Beispiele der Grundrechtsverletzungen
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„Vorverurteilung, z.B. jeglicher Art, ist Terror. Terror bedeutet auch Krieg!“


Superintendent a.D. Dietrich Wendt


(Gemessen an dem Umgang deutscher Politiker und Behörden mit verantwortungsvollen Menschen und unschuldigen Tieren strotz Deutschland vor Terror und Krieg!)
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Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001





Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





weitere Informationen reichen wir Ihnen im Zusammenhang mit dieser Petition und dem Vorgehen gegen Hunde und Halter ein:





Eine mehr als zynische Antwort des Steueramtes Groß-Gerau an einen Hundehalter (E-Mail vom 1.2.2003). Ebenfalls geht aus diesem skandalösen Bescheid deutlich hervor, wie man gewollt den Hunden jegliche Chance auf Vermittlung verbaut, hier mit dem Ausrottungsinstrument „erhöhter Hundesteuersatz“ für rassendiskriminierte Hunde. Gerade Groß-Gerau spielte ja eine ganz miese Vorreiterrolle bei der Diskriminierung und gewaltsamen Beseitigung der Hunde. Bereits vor einigen Jahren wurde ein Hund dieser willkürlich diskriminierten Rassen  mit vielen Schüssen von der Polizei niedergestreckt, weil er wagte, sich bei einem bekannten Nachbarn den Bauch auf dessen Fußabtreter zu wärmen. „Man nannte mich Bully“ - so hieß damals die Veröffentlichung.





Einen Brief eines betroffenen Hundehalters anlässlich der Debatte im Bundestag zur Mehrwertsteuererhöhung. Auch aus diesem geht die seit Juli 2000 betriebene ganze Willkür, Gemeinheit und Abzockerei deutscher Politiker und Behörden gegen verantwortungsvolle Hundehalter hervor.





Schreiben des betroffenen Hundehalters - sein Hund Eddy starb in Folge der Diskriminierung und Kriminalisierung der Hundehalter äußerst qualvoll - an den Kanzler. Völlig zu Recht ist die Behauptung den Staatsterror betreffend, den sämtliche betroffene Hundehalter bestätigen müssen. Auch aus diesen der Wirklichkeit entsprechenden deutlichen Worten geht der seit Juli 2000 bis heute praktizierte Irrsinn hervor.





Ein Antwortschreiben der SPD Hessen zur sog. Kampfhundeproblematik in Hessen. Auch aus dieser Antwort geht eindeutig hervor, dass die Politiker - nicht nur in Hessen - die Stellungnahmen wirklicher Experten samt und sonders ignorieren, um an ihrem Rassenwahn festzuhalten, zum Schaden von Menschen und Tieren. Weiterhin ein Antwortschreiben der hessischen SPD an Herrn Gerlach, Bundesvorsitzender der Partei Mensch Umwelt Tierschutz,  und dessen Antwort darauf.





Weiterhin eine Veröffentlichung über Andreas Lehmann, der versucht, im Berliner Raum den betroffenen Hundehaltern und den willkürlich diskriminierten Hunden zu helfen. Auch diese Veröffentlichung bestätigt den von deutschen Politikern betriebenen und bis heute beibehaltenen Irrsinn. So wird man nie Menschen und Tiere vor wirklich gefährlichen Individuen schützen können, dies ist ja ganz offensichtlich auch gar nicht gewollt, nur Vorwand.
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Weiterhin eine Information zu dem Hundemord und der Gefährdung von Menschen durch Polizisten in Olfen. In Deutschland ist man inzwischen sehr schnell mit Schusswaffen, wenn es gegen Hunde geht. Auch aus dieser Information geht eindeutig hervor, dass die Informationen, um Halter und Hunde zu beschuldigen bzw. zu vernichten, manipuliert werden. Dies ist kein Einzelfall.





Per E-Mail vom 17.3.2003 erhielten wir erneute Informationen zum Hundemord durch Polizisten und dem offensichtlich inzwischen üblichen, leider aber ungestraften Schusswaffengebrauch gegen Hunde, weil deren „Verbrechen“ es ist, Hund zu sein. Dies ist das Spiegelbild Deutschlands vor allem seit Juli 2000, denn vorher war solcher vorsätzlicher Hundemord zwar existent, aber nur als Einzelfall, trotzdem aber nicht weniger bestialisch. Wir erinnern an Berlin: 16 Polizisten erschossen „Kampfhund“ - ein zitterndes Bündel Angst in der Ecke hockend, niemanden gefährdend. Sein Verbrechen? Er hatte sich gewagt, einmal zu knurren. - Inzwischen ist das Zerschießen von Hunden zur Regel mutiert. Ebenfalls wird auch aus dieser Information deutlich - wie in vielen anderen Fällen auch - wie vorsätzlich man Hunde als sog. Kampfhunde verhetzt, selbst dann, wenn sie nicht einmal den diskriminierten Hunderassen angehören. Auch dies ist kein Einzelfall.





Auszug einer Dissertation einer Tierärztin aus Hannover zum Umgang mit gefährlichen Hunden von 1998. Hätten sich die Politiker und Behörden bei ihren Bestrebungen, Menschen vor gefährlichen Hunden schützen zu wollen, an solche konkreten und vorhandenen Zahlen gehalten - statt solche Informationen ebenso wie die Stellungnahmen sämtlicher wirklicher Experten zu ignorieren - bevor sie in ihrem blindwütigem Aktionismus verfielen, wären hunderttausenden Menschen und Tieren Leid, Elend und Tod erspart geblieben. Aber auch heute noch praktiziert man Ignoranz, um Willkür und Rassismus zu frönen.





Weiterhin eine Information des Clubs für Molosser, aus der ebenfalls deutlich hervorgeht, dass sich für die verantwortungsvollen Hundehalter der willkürlich diskriminierten Hunderassen bis heute nichts positiv verändert hat, sie weiterhin unglaublicher Willkür und Gemeinheit ausgesetzt sind.





Bestätigt für das Land NRW wird dieser ganze Irrsinn auch durch den Brief der Silke Groos an das MUNLV in Düsseldorf vom 28.1.2003.





Als ein Beispiel von vielen erhalten Sie den Auszug eines Urteils gegen betroffene Hundehalter eines diskriminierten Hundes. Diese Hundehalter, die ihren Hund nicht im Stich ließen, verlieren ihre Wohnung unter dem Vorwand, dass Hundehaltung nicht erlaubt sei. Aufhänger war und ist die Rassezugehörigkeit des Hundes, denn der Nachmieter zieht nun mit Hund in diese gleiche Wohnung ein. Es ist die traurige Wahrheit: Aber in Deutschland gibt es nur sehr wenige unabhängige Justizbehörden, die meisten sind fest im Griff der Politiker, und leider viel zu oft willige Instrumente der Willkür gegen die Bevölkerung. Darüber gab es auch schon verschiedene Veröffentlichungen.





Zur Zeit ist erneut eine erschreckend steigende Tendenz in Bezug auf Hundemorde zu verzeichnen. Bundesweit häufen sich die Meldungen über vergiftete und qualvoll daran zugrunde gehende Hunde. Ja, den Hundehassern in diesem Land hat man ja „Grünes Licht“ für ihr mörderisches Tun geschaffen. 





Weiterhin  die Schilderung von Peter Böttcher zum Erleben - richtiger ist wohl Erleiden - betroffener Hundehalter aus Bremen. „Die Würde des Menschen ist unantastbar?“ Auch aus dieser Schilderung wird der gesamte Irrsinn der deutschen Politiker gegen verantwortungsvolle Menschen und unschuldige Hunde deutlich.





Die Politiker der IMK der Länder wurden verschiedentlich auf wirkliche Schutzmöglichkeiten u.a. durch Aufklärung des Umgangs der Menschen mit Hunden aufmerksam gemacht. Dem Verein Hunde helfen Menschen, der erfolgreiche Gefahrenprävention durch Information und Aufklärung betreibt, wurde nun z.B. durch die Verantwortlichen des RP Dessau weitere Gefahrenprävention dieser Art untersagt. Nicht nur „Rechts�widrig bis zum letzten Atemzug!“ sondern auch ignorant und verantwortungslos bis zuletzt. Stellt sich nicht auch den Politikern des Petitionsausschusses zwangsläufig die Frage: Von wem gehen denn die wirklichen Gefahren aus? Jedenfalls nicht von den willkürlich rassendiskriminierten Hunden, sehr wohl aber von dem größten Teil der deutschen Politiker, wie auch dies durch diese Dessauer Politiker wieder einmal mehr bestätigt wird. 	(...)�
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Weiterhin zwei Informationen Hessen und Schleswig-Holstein betreffend. „Warum in Hessen fast 20x soviel Hunde getötet werden wie anderswo!“ und Rechtsbeugung durch die hessischen Politiker, konkret dem Hundehasser Bouffier, der ganz offensichtlichen Amtsmissbrauch betreibt. Weiterhin: „Gefahrhundeverordnung des Landes Schleswig-Holstein teilweise ungültig“





Ein sehr seltenes Beispiel: 2 Politiker mit Rückrad? - Sachsen-Anhalt könnte zum Vorbild für ganz Deutschland werden. Auch aus dieser Veröffentlichung geht der fast bundesweite Irrsinn hervor, den die deutschen Politiker bisher straffrei frönen zu Lasten Unschuldiger. Auch hier wird die Armseligkeit und Verantwortungslosigkeit von Politikern und Medien, deren vorsätzliches rechtswidriges Handeln deutlich bestätigt, was leider bis heute nach wie vor praktiziert wird.





„Gerichtsurteil löst Wut und Jubel aus“ - OVG Magdeburg erklärt Kampfhunde-Verordnung für nichtig. Weiterhin: „Richter heben Kampfhunde-Verordnung auf und „Kampfhunde-Urteil Schutzbedürfnis bleibt“ von Jörg Biallas, 12.12.02. Nun stellt sich die Frage, wie weit die Politiker Deutschlands den von ihnen praktizierten Rassismus zu Lasten unschuldigster Wesen noch treiben wollen. Auch wenn zwangsläufig die rechtswidrigen Hunde-VOs fallen, das seit Juli 2000 praktizierte Unheil gegen Hunde und Halter kann niemals wieder gut gemacht werden, die toten Hunde können nicht wieder zum Leben erweckt werden.





In dem Zusammenhang mit dem praktizierten Rassismus gegen Hunde und der in Folge gequälten hundlichen Opfer erhalten Sie ein Beispiel eines Hundes, der aufgrund seiner Rassezugehörigkeit in qualvoller Einzelhaft, schlimmer als jeder Sexualverbrecher oder Mörder gehalten wird. Und auch hier handelt es sich nur um ein Beispiel von tausenden Opfern der Willkür deutscher Politiker.





„Hunde legten Prüfung ab“ - Auch dieses Beispiel macht die Willkür gegen Hunde und verantwortungsvolle Halter deutlich. Allerdings die wirklich Kriminellen, die Hunde als Waffen missbrauchen und vorsätzlich Menschen und Tiere gefährden, greift man dadurch nicht, die legen weder Sachkunde noch Wesenstests ab. Viele verantwortungslose Halter warfen ihre Hunde einfach weg oder brachten sie um. Außschließlich die hilflos ausgelieferten Tiere sind die Opfer, vermutlich aber völlig im Sinne der Politiker dieses Landes.





Ebenfalls deutlich wird die immer wiederkehrende Hetze gegen Hunde - vor allem gegen die rassendiskriminierten Hunde - und die gewollte Kriminalisierung verantwortungsbewusster Hundehalter aus der Veröffentlichung: „Polizei: Die Bäume wurden nicht von Hunden zerbissen“ - Hier spielt sogar mal die hessische Task Force eine unerwartet positive Rolle. Dies war leider in der Vergangenheit wenig der Fall, konkret können wir dazu den Fall der gemordeten dreijährigen Hündin Asia benennen, die als friedlicher Hund bei ihrer Halterin mit deren damals einjährigen Kind zusammenlebte. Asia wurde ebenfalls vorsätzlich regelrecht hingerichtet, einen zweiten Wesenstest ließ man nicht zu. Den ersten Test konnte sie aufgrund der unzumutbaren für sie qualvollen Bedingungen, deren diese Hündin durch Behörden- und Politikerwillkür ausgesetzt war - also staatlich angeordnete vorsätzliche Qual unschuldiger Lebewesen, hier dieses Hundes -, gar nicht bestehen, war von vornherein chancenlos Opfer.





Wir bitten Sie, auch diese Informationen, die den Ihnen geschilderten und belegten Irrsinn deutscher Politiker gegen unschuldige Hunde und verantwortungsvolle Hundehalter wiederholt bestätigen, zu berücksichtigen. Gerade auch die Aussage der Task Force zur Kriminalisierung der Hundehalter, die ja nicht nur in Hessen praktiziert wurde und wird, widerlegt ja deutlich die vorsätzlich falsche Auskunft des Bundesinnenministeriums. Vielleicht schenkt man solcher Aussage endlich Glauben, denn die verantwortungsvollen Hundehalter scheinen ihre Not und die bundesweit praktizierte Ungerechtigkeit bis jetzt ins Leere geschrien zu haben.





Mit freundlichen Grüßen


und immer für alle Schutzbedürftigen	Anlagen w.a.








